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Für eine gerechtere Volksschule braucht es 
mehr Unterstützungsmassnahmen
Mit der HarmoS-Vereinbarung wollen die Kantone die Volksschule harmonisieren und die Qualität des Schulsystems weiter entwickeln. Der auszuhandelnde Staatsvertrag bietet auch Gelegenheit, bessere Voraussetzungen für eine gerechte, integrative Volksschule festzulegen. Der vorliegende Vernehmlassungsentwurf zeigt aber, dass diese Chance bisher nur halbherzig gepackt wird. Travail.Suisse fordert, dass nach dem Prinzip „Fördern statt separieren“ in der Vereinbarung systematische Unterstützungsmassnahmen für Jugendliche mit Schulschwierigkeiten vorgesehen werden.
Ein erklärtes Ziel der HarmoS-Vereinbarung ist es, die Qualität des Schulsystems zu entwickeln und zu sichern. Was ist eine qualitativ gute Schule? Aus Sicht von Travail.Suisse muss sich die Qualität an der Integrationsleistung des Schulsystems messen lassen. 
Das Schulsystem muss neben der Beseitigung des unterschiedlichen regionalen Zugangs zu Bildung (Stadt/Land) die ungleichen Startchancen der Kinder und Jugendlichen mit unterschiedlichem Elternhaus (soziale und kulturelle Herkunft) korrigieren. Es darf in der obligatorischen Schule nicht nur darum gehen, viele junge Menschen möglichst wettbewerbsfähig zu machen, sondern allen Jugendlichen eine angemessene Perspektive für den nach der Schule folgenden Lebensabschnitt zu bieten. Dies betrifft insbesondere den Übergang in die Berufslehre. Welche Massnahmen sieht das HarmoS-Konkordat diesbezüglich vor?
Schulbeginn ab vier Jahren erhöht Integrationschancen
Die Vereinbarung der Erziehungsdirektorenkonferenz sieht eine obligatorische Einschulung (inklusive Vorschulstufe) ab vier Jahren vor. Dies ist früher als in den meisten Kantonen bisher vorgeschrieben. Das ist aus Sicht der Integration und Chancengleichheit zu begrüssen. Insbesondere Kinder aus bildungsfernen Schichten oder mit Migrationshintergrund erhalten früh Gelegenheit, ihre „Herkunftsdefizite“ zu begleichen.  Damit verbunden ist eine flexiblere Einschulung: Je nach „Reife“ können die ersten Schuljahre schneller oder langsamer durchlaufen werden. Typisches Defizit ist die fehlende Beherrschung der lokalen Sprache. Im Idealfall können hier nach den drei bis vier ersten Schuljahren alle Jugendlichen mit den gleichen Voraussetzungen in die restliche Schullaufbahn steigen.
Aber breite Unterstützungsmassnahmen notwendig
Für das Aufholen dieser Defizite sind jedoch breite Unterstützungsangebote vorzusehen. Insbesondere bei der Vervollständigung der sprachlichen Grundlagen muss ein Anspruch auf Unterstützung gewährleistet sein. Denn Kenntnisse der Unterrichtssprache sind zentral für die weitere Aneignung des Schulstoffes und für das erfolgreiche Lernen von Fremdsprachen, das neu bereits ab der dritten Klasse erfolgt.  Ein klares Bekenntnis zu einem Anspruch auf Unterstützungsmassnahmen fehlt im Vereinbarungsentwurf der Erziehungsdirektorenkonferen (EDK) jedoch. Damit wird eine Chance vertan.
Sinkende Schülerzahlen bringen neue Finanzierungsmöglichkeiten für Kantone

Gesamtschweizerisch sinken die Schülerzahlen in den nächsten zehn Jahren um bis zu 10 Prozent. In Anbetracht der stark abnehmenden Schülerzahlen verfügen die Kantone über genügend finanzielle Ressourcen, um systematische Unterstützungsangebote aufzubauen. Es muss in die Früherkennung und Frühförderung von Kindern mit Schwierigkeiten investiert werden. Wird im Einschulungsalter angesetzt, können Folgekosten, die ein Mehrfaches dieser Investitionen ausmachen, verhindert werden. Hier ist von den Kantonen mehr Mut gefordert. 
Einheitlichere und durchlässigere Sekundarstufe I gefordert
Heute herrscht ein riesiges Durcheinander an Schulmodellen in der Sekundarstufe I (7.-9. Klasse).  Manche Kantone unterscheiden bis zu vier Niveaugruppen, in welche die Schülerinnen und Schüler eingestuft werden. Einmal eingestuft, haben sie meistens keine Möglichkeit mehr, durch Fortschritte in ein höheres Niveau zu kommen. Dies ist für die Schülerinnen und Schüler höchst demotivierend. Durch die vorenthaltene Bildung werden sie stigmatisiert und bei der Lehrstellensuche benachteiligt. Die Einteilung der Volksschule in verschiedenste Niveaustufen legt vielen Jugendlichen unnötig Steine in den Weg und ist ihrer Integration abträglich.  Durch die grossen kantonalen Unterschiede in den Bezeichnungen wissen zudem die Lehrbetriebe oft gar nicht, mit welcher Niveaustufe sie es zu tun haben.
Fördern statt separieren: Für eine integrative Volksschule
Auch bildungs- und finanzpolitisch ist das Vorenthalten der Bildung nicht sinnvoll. Um überhaupt Chancen auf eine Lehrstelle zu haben, müssen die Jugendlichen in zehnten Schuljahren und anderen Brückenangeboten die vorenthaltene Bildung nachholen. Diese Zusatzschlaufen verursachen hohe Kosten. Viel billiger wäre hier ein integrativer Ansatz. Travail.Suisse fordert daher, dass in der HarmoS-Vereinbarung dem heutigen Durcheinander von Niveaugruppen ein Riegel geschoben wird. Dies wurde bisher verpasst. Es sollten in der Sekundarstufe I maximal zwei Niveaugruppen bestehen. Je nach Schulleistung muss der Aufstieg ins obere Niveau oder der Abstieg ins untere Niveau möglich sein. Schulschwächere Jugendliche müssen nach dem Prinzip „Fördern statt separieren“ ebenfalls systematisch von Unterstützungsmassnahmen profitieren können. Diese sind letztlich billiger als die erwähnten Zusatzschlaufen. Auch hier muss der finanzielle Spielraum, der durch die sinkenden Schülerzahlen entsteht, ausgenützt werden.
Fazit

Heute wird im Zusammenhang mit der Harmos-Vereinbarung vor allem die Frage nach verbindlichen Bildungsstandards breit diskutiert. Diese können, wenn sinnvoll angewendet, durchaus nützlich sein. Für die Qualität der Volksschule sollte man sie jedoch nicht überbewerten. Eine integrativere Volksschule ist wichtiger. Dafür braucht es gut ausgebildete Lehrpersonen, Instrumente der frühen schulischen Problemerkennung und systematische Unterstützungsmassnahmen.
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